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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die EU-Mitgliedstaaten haben am Freitag, den 15. März, für die zuvor politisch umkämp�e 
Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD) gestimmt. Die Richtlinie soll 
Unternehmen in Europa verpflichten, ihre Lieferketten auf fragwürdige Umwelt- und Ar-
beitspraktiken zu überprüfen.

Der Anwendungsbereich der CSDDD umfasst in ihrer neuesten Fassung nur noch Unter-
nehmen mit 1000 Beschä�igten und einem Umsatz von mindestens 450 Mio. Der Anwen-
dungsbereich der CSDDD ist somit insgesamt enger gefasst als der des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz (LkSG), der keine Umsatzschwellen vorsieht.

Das nationale Lieferkettengesetz für deutsche Unternehmen grei� bereits für Firmen mit 
mehr als 1.000 Mitarbeitenden unabhängig von der Höhe der Umsätze. 

Die zu schützenden menschenrechtlichen und umweltrechtliche Rechtsbereiche sind in 
den Anlagen des EU-Lieferketten-RL konkret dargestellt. Auch in diesem Bereich geht die 
EU-Lieferketten-RL über die Regelungen des deutschen LkSG an einigen Stellen hinaus.

Das deutsche LkSG richtet sich zunächst an den unmittelbaren Zulieferer, mittelbare Zu-
lieferer sind nur einzubeziehen, wenn substantiierte Kenntnisse darüber vorliegen, dass 
durch den mittelbaren Zulieferer die Pflichten des LkSG verletzt werden. Die CSDDD geht 
hier deutlich über die Regelungen des deutschen LkSG hinaus.

Die Aktivitätskette umfasst zum einen Tätigkeiten der vorgelagerten Geschä�spartner eines 
Unternehmens im Zusammenhang mit der Herstellung von Waren oder der Erbringung 
von Dienstleistungen durch das Unternehmen, einschließlich der Planung, der Gewin-
nung, der Bescha�ung, der Herstellung, des Transports, der Lagerung und der Lieferung 
von Rohsto�en, Produkten oder Teilen der Produkte sowie der Entwicklung des Produkts 
oder der Dienstleistung. Somit werden auch die mittelbaren Lieferanten von der Regelung 
erfasst.

Verpflichtete Unternehmen werden in vielen Fällen darauf angewiesen sein, mit ihren Zulie- 
ferern zusammenzuarbeiten, um ihre eigenen gesetzlichen Sorgfaltspflichten zu erfüllen. 
Dies ist im LkSG sowie auch der CSDDD so angelegt und setzt bereits mit der Einrichtung 
eines Risikomanagementsystems ein. Unterstützung von Zulieferern brauchen verpflich-
tete Unternehmen zudem in Bezug auf die Risikoanalyse, Präventions- und Abhilfemaß-
nahmen sowie das Beschwerdeverfahren.

Daher sollten Unternehmen, die mit verpflichteten Unternehmen zusammen arbeiten 
ebenfalls die Vorgaben der CSDDD bzw. des LkSG erfüllen bzw. Auskun� über die relevanten 
Themenkomplexe geben können, um in Zukun� nicht vom Markt ausgeschlossen zu wer-
den und weiterhin eine Rolle bei globalen Lieferketten zu spielen. 
Gerne beraten wir Sie im Detail zu den notwendigen Schritten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Torsten Ewen
Geschä�sführender Gesellscha�er bei DORNBACH
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  Termine Mai 2024 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 

fristverlängerung für den vorletzten Monat, 

bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das abgelaufene Kalender-

vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 

steueranmeldungen müssen grundsätzlich 

bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 

folgenden Monats (auf elektronischem 

Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 

einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 

der nächste Werktag der Stichtag. Bei 

einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 

erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 

zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 

dem Konto des Finanzamts am Tag der 

Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 

dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 

gang des Schecks beim Finanzamt als er- 

folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 

zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 

heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, emp�ehlt sich das 

Lastschri�verfahren. Bei allen Krankenkas-

sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 

die Beitragsnachweise. Diese müssen der 

jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 

zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 

24.04.2024, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 

Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 

ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-

rung durch extern Beau�ragte erledigt, 

sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 

zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 

den Beau�ragten übermittelt werden. Dies 

gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 

einen Montag oder auf einen Tag nach 

Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.05.20242 13.05.2024 10.05.2024

 10.06.2024 13.06.2024 10.06.2024

 10.06.2024 13.06.2024 10.06.2024

 10.05.20244 13.05.2024 10.05.2024

 15.05.20244 21.05.2024 15.05.2024

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 

 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 28.8/29.08.2024 entfällt entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,

Kirchensteuer,

Solidaritätszuschlag

Körperscha�steuer,

Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,

Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Bundesrat stimmt Wachstums-  
  chancengesetz zu  

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 

22.03.2024 dem Wachstumschancenge-

setz zugestimmt und damit den Kompro-

missvorschlag des Vermittlungsausschus-

ses von Bundestag und Bundesrat vom 

21.02.2024 bestätigt.

Auf Vorschlag des Vermittlungsausschus-

ses wurden zahlreiche Änderungen am 

Gesetz vorgenommen. Die geplante Klima- 

schutz-Investitionsprämie ist nicht mehr 

Teil des Wachstumschancengesetzes.

Die steuerlichen Investitionsanreize sollen 

die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts 

Deutschland stärken und das Gesetz soll 

in der geänderten Fassung zu Entlastungen 

in Höhe von jährlich 3,2 Milliarden Euro 

führen.

Nachdem Bundestag und Bundesrat dem 

Änderungsvorschlag des Vermittlungsaus-

schusses nun zugestimmt haben, kann es 

nach Ausfertigung und Verkündung in Kra� 

treten.

Zusammenfassender Überblick über die 

wichtigsten Regelungen des Wachstums-

chancengesetzes (WCG):

• Einführungszeitpunkt E-Rechnung zum 

01.01.2025, allgemeiner Übergangszeit-

raum bis 31.12.2026, Übergangszeitraum 

für kleine Unternehmen bis 31.12.2027

• E-Rechnungsformate: Neben X-Rechnung/

 ZUGFeRD werden auch EDI-Formate zuge-

 lassen, sofern eine der Richtlinie 2014/ 

55/EU vom 16.04.2014 entsprechende 

Extraktion der Daten möglich ist

• Degressive AfA für Wohngebäude 5 % 

mit Baubeginn ab 01.10.2023 befristet 

auf 6 Jahre (= bis einschl. 30.09.2029)

• Degressive AfA für bewegliche Wirt- 

scha�sgüter begrenzt auf den Zeit- 

raum von 01.04.2024 bis 31.12.2024 

und Begrenzung auf höchstens das 

2-fache der linearen AfA und 20 %

• Erhöhung des Schwellenwerts für die 

Mindestbesteuerung beim Verlustvor-

trag auf 70 % für vier Jahre (=VZ 2024 

bis 2027)

• Sonder-AfA für Betriebe mit Gewinn bis  

200.000 Euro im VJ in Höhe von 40 % 

der Investitionskosten ab Anscha�ung 

01.01.2024

• Anhebung Pauschbetrag Berufskra�-

fahrer ab VZ 2024 auf 9 Euro

• Anhebung Abzugsgrenze für Geschenke 

auf 50 Euro ab 01.01.2024

• Erhöhung Bruttolistenpreis für E-Fahr- 

zeuge auf 70.000 Euro, Anscha�ung 

ab 01.01.2024

• Bewertung Einlage junger Wirtscha�s-

güter mit (fortgeführten) AHK nur bei 

Herkun� aus Privatvermögen ab VZ 

2024

• Anhebung Freigrenze private Veräuße-

rungsgeschä�e auf 1.000 Euro ab 

01.01.2024

• Verbesserung Thesaurierungsbegüns-

tigung

• Wegfall Fün�elregelung ab VZ 2025

• Weitere Regelungen zum Zuwendungs- 

empfängerregister, gilt ab dem Tag 

nach der Verkündung des WCG

• Option Körperscha�sbesteuerung, gilt 

ab dem Tag nach der Verkündung des 

WCG

• Umsatzsteuerbefreiung Verfahrens-

pfleger und Verfahrensbeistände ab 

01.04.2024

• Klarstellende Formulierung, dass § 12 

Abs. 2 Nr. 8a Satz 3 UStG nur auf Leis- 

tungen von Zweckbetrieben nach §§ 66 

bis 68 AO anzuwenden ist, gilt ab dem 

Tag nach der Verkündung des WCG

• Anhebung Grenze umsatzsteuerliche 

Ist-Versteuerung auf 800.000 Euro, ab 

01.01.2024

• Anhebung Grenze Buchführungs-

pflicht (Gewinn 80.000 Euro, Umsatz 

800.000 Euro), gilt für Wirtscha�sjahr 

mit Beginn ab 01.01.2024

• Anhebung Grenze Au�ewahrungs-

pflicht bei Überschusseinkün�en auf 

750.000 Euro ab VZ 2027

• Anhebung Schwellenwert vierteljährli-

che USt-VA auf 2.000 Euro, ab VZ 2025

• Au�ebung der Pflicht zur Abgabe von 

USt-Jahreserklärungen für Kleinunter-

nehmer ab VZ 2024

• Verbesserungen des Forschungszula-

gengesetz, u. a. maximale Bemes-

sungsgrundlage 10 Mio. Euro, gilt ab 

dem Tag nach der Verkündung des WCG

• Regelungen zum Digitalen Verfahren 

zur Ermittlung der Kinderanzahl im 

Beitragsrecht der sozialen Pflegever-

sicherung (mit Folgeänderungen im 

Lohnsteuerabzugsverfahren) einge-

führt, ab 01.01.2024

• Vereinfachung von Besteuerung in 

„ausländischen Homeo�ce-Fällen“, 

ab 01.01.2024

Vorab im Kreditzweitmarktgesetz bereits 

verö�entlicht und bereits in Kra� getreten:

• Notwendige Änderungen im Zusammen-

hang mit dem MoPeG

• Zinsschranke

• Datenaustausch zwischen Unternehmen 

der privaten Kranken- und Pflegeversi-

cherung, der Finanzverwaltung und den 

Arbeitgebern 

• Vorsorgepauschale Arbeitnehmer im 

Lohnsteuerabzugsverfahren

• Keine Besteuerung der Dezemberhilfe, 

Au�ebung der §§ 123 bis 126 EStG

Vorab durch den Vermittlungsausschuss 

gestrichene Maßnahmen:

• Einführung Klimaschutzinvestitions-

prämiengesetz

• Einführung Meldepflicht innerstaatliche 

Steuergestaltungen

• Freigrenze Einnahmen aus Vermietung 

und Verpachtung 1.000 Euro

• Anhebung GWG-Grenze auf 1.000 Euro

• Senkung Auflösedauer Sammelposten 

auf 3 Jahre, Anhebung Wertgrenze auf 

5.000 Euro

• Anhebung Pauschale Verpflegungsmehr-

aufwendungen auf 30 bzw. 15 Euro

• Anhebung Freibetrag Betriebsveranstal-

tungen auf 150 Euro

• Anhebung Förderung energetischer 

Sanierungsmaßnahmen

• Erweiterter Verlustrücktrag

• Erweiterter Verlustvortrag

• Reichweitenalternative Hybridfahrzeuge

• Senkung Durchschnittssteuersatz LuF 

von 9,0 % auf 8,4 %
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• Vorzeitiges Auslaufen der befristeten 

ermäßigten Umsatzbesteuerung für 

Gas- und Wärmelieferungen zum 

29.02.2024 statt 31.03.2024

  Pauschalierung der Einkommen-   
  steuer für Sitzplätze in VIP-Logen  

Der Bundes�nanzhof (BFH) hat mit Urteil 

vom 23.11.2023 (VI R 15/21) entschieden, 

dass die unentgeltliche Zurverfügungstel-

lung von Plätzen in einer VIP-Loge sowohl 

an Arbeitnehmer als auch an Geschä�s-

kunden eine steuerpflichtige Sachzuwen-

dung darstellt. Die Einkommensteuer kann 

pauschal nach § 37b EStG abgeführt 

werden. Leerplätze in der angemieteten 

Loge sind für die Pauschalierung der 

Lohnsteuer nicht zu berücksichtigen.

Sachlage im Streitfall

Die Klägerin mietete eine VIP-Loge mit 

zwölf Sitzplätzen für Angehörige der 

Geschä�sführung sowie Geschä�spartner 

der Klägerin an. Bewirtungsleistungen 

waren in der Anmietung nicht inbegri�en. 

Zudem wurde ein Werbepaket abgeschlos-

sen, welches die Klägerin u.a. dazu 

berechtigte, Logo- und Schri�zugdarstel-

lungen im Suitenumlauf, auf einem Board 

sowie Einträge im Branchenbuch der 

Veranstaltungsstätte anzubringen.

Die Klägerin teilte die Aufwendungen für 

die Anmietung der VIP-Logen auf einen 

Anteil für Werbung und Geschenke an Mit- 

arbeiter auf und führte für diese pauschale 

Einkommensteuer nach § 37b EStG ab. 

Lediglich für die anteiligen für den Sitz- 

platz des Geschä�sführers anfallenden 

Aufwendungen unterließ die Klägerin eine 

Abführung der pauschalen Einkommen-

steuer.

Die Klägerin war der Au�assung, dass die 

Aufwendungen rein betrieblich veranlasst 

seien und daher nicht hinzuzurechnen 

sind. Das Finanzamt (FA) änderte nach 

einer Lohnsteuer-Außenprüfung die Lohn- 

steuerfestsetzung und erkannte die Kür- 

zung für die eigenen Mitarbeiter der 

Klägerin nicht an. Zudem nahm es eine 

geänderte Au�eilung für den auf die 

Werbeaufwendungen und auf die Zuwen-

dungen an Geschä�spartner und Mitarbei-

ter entfallenden Anteil vor. Das Finanzge-

richt (FG) gab der Klage teilweise statt. 

Auch der BFH sah die Revision des FA als 

unbegründet an und wies diese daher 

zurück.

Pauschale Abführung der Lohnsteuer für 

Plätze in VIP-Logen

Nach § 37b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG können 

Steuerpflichtige die Einkommensteuer für 

Nicht-Arbeitnehmer einheitlich für betrieb- 

lich veranlasste, nicht in Geld bestehende 

Zuwendungen, die zusätzlich zur ohnehin 

vereinbarten Leistung oder Gegenleistung 

erbracht werden, mit einem Pauschsteuer-

satz von 30 % erheben. Dies gilt nach § 37b 

Abs. 2 Satz 1 EStG auch für betrieblich ver- 

anlasste Sachzuwendungen an Arbeitnehmer 

des Steuerpflichtigen, wenn diese zusätz- 

lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

erbracht werden. Die Bemessungsgrundla-

ge der pauschalen Einkommensteuer sind 

die Aufwendungen des Steuerpflichtigen 

einschließlich Umsatzsteuer.

Anwendung der Grundsätze 

auf den Streitfall

Nach Au�assung des BFH hat das FG im 

Streitfall zu Recht entschieden, dass die 

Einkommensteuer für die Überlassung der 

Plätze an die Geschä�spartner und Arbeit- 

nehmer pauschaliert nach § 37b EStG 

abgeführt werden kann. Demnach ist es 

vertretbar, dass das FG von der Lohnsteu-

eranmeldung abwich und lediglich den 

häl�igen Anteil der Aufwendungen für die 

eigenen Arbeitnehmer der pauschalen 

Abführung der Lohnsteuer zugrunde legte, 

da die Aufwendungen im überwiegenden 

eigenen Interesse der Klägerin standen. 

Auch wurde richtigerweise der Aufwand für 

die Leerplätze nicht pauschal nach § 37b 

EStG hinzugerechnet, da die Klägerin inso- 

weit niemandem einen Vorteil zugewendet 

hatte. Die Au�eilung betre�end die Zuwen- 

dungen für Geschä�spartner und Arbeit-

nehmer sowie den auf den Werbeanteil 

entfallenden Teil sei ebenfalls nicht zu 

beanstanden.

Hinweis: Im Gegensatz zu der Entschei-

dung im Streitfall sind bei Betriebsveran-

staltungen auch nicht teilnehmende 

Arbeitnehmer gem. § 19 Abs. 1 Nr. 1a Satz 

2 EStG zu berücksichtigen, da diese dem 

Arbeitgeber ebenfalls Kosten verursacht 

haben. Da im vorliegenden Fall jedoch 

durch den nicht besetzten Platz kein 

Vorteil zugewandt wurde, unterbleibt eine 

Besteuerung nach § 37b EStG.

  Aufwendungen für Kleidung und  
  Mode-Accessoires einer Influen-  
  cerin keine Betriebsausgaben  

Eine Influencerin betrieb auf verschiede-

nen Social-Media-Kanälen und über eine 

Website einen Mode- und Lifestyleblog 

und erstellte hierzu Fotos und Stories. 

Zusätzlich zu den Produkten, die sie im 

Rahmen ihrer Tätigkeit von verschiedenen 

Firmen erhalten hatte, um sie zu bewer-

ben, erwarb sie diverse Kleidungsstücke 

und Accessoires wie z. B. Handtaschen 

namha�er Marken. Sie machte die 

Aufwendungen für diese Kleidungsstücke 

und Accessoires als Betriebsausgaben bei 

ihrer gewerblichen Tätigkeit als Influence-

rin geltend. Das Finanzamt verwehrte den 

Betriebsausgabenabzug mit der Begrün-

dung, dass sämtliche Gegenstände durch 

die Influencerin auch privat genutzt 

werden könnten und eine Abgrenzung der 

privaten zur betrieblichen Sphäre nicht 

möglich sei. Insbesondere habe sie nicht 

dargelegt, in welchem Umfang sie die 

Kleidungsstücke und Accessoires jeweils 

für private oder betriebliche Zwecke 

genutzt habe.

Die hiergegen erhobene Klage blieb vor 

dem Niedersächsischen Finanzgericht 

erfolglos. Bei gewöhnlicher bürgerlicher 

Kleidung und Mode-Accessoires ist eine 

Trennung zwischen privater und betriebli-

cher Sphäre nicht möglich. Allein die nahe-

liegende Möglichkeit der privaten Nutzung 

von bürgerlicher Kleidung und Mode-

Accessoires führt dazu, dass eine steuer- 

liche Berücksichtigung ausgeschlossen 

ist. Des Weiteren handelt es sich bei den 

erworbenen Gegenständen nicht um 
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typische Berufskleidung, für die ein 

Betriebsausgabenabzug möglich ist (Az. 3 

K 11195/21).

  Keine doppelte Haushaltsführung   
  bei Fahrzeit zwischen Hauptwoh-   
  nung und Tätigkeitsstätte von  
  etwa einer Stunde  

Ein Geschä�sführer war bei einer etwa 30 

km entfernt ansässigen Arbeitgeberin 

angestellt und mietete eine Zweitwohnung 

in ca. 1 km Entfernung von seiner ersten 

Tätigkeitsstätte.

Das Finanzgericht Münster (Az. 1 K 

1448/22) gab der Finanzbehörde Recht, 

bei den Einkün�en aus nichtselbstständi-

ger Arbeit eines klagenden Geschä�sfüh-

rers zusätzliche Werbungskosten für die 

geltend gemachte doppelte Haushaltsfüh-

rung nicht zu berücksichtigen. Der Ort des 

eigenen Hausstands und der Beschä�i-

gungsort des Klägers fallen im Streitfall 

nicht auseinander, denn der Kläger kann 

seine erste Tätigkeitsstätte von seinem ca. 

30 km entfernten Hausstand aus mit dem 

Pkw ausweislich des Google Maps-Routen-

planers im Berufsverkehr innerhalb von 50 

bis 55 Minuten erreichen. Da die üblichen 

Wegezeiten maßgeblich sind, ist nicht 

darauf abzustellen, dass die Fahrzeit nach 

Angaben des Klägers aufgrund von Baustel-

len zeitweise im Einzelfall länger gedauert 

haben sollte. Außerhalb des Berufsverkehrs 

beträgt die Fahrzeit ausweislich Google 

Maps lediglich ca. 30 Minuten.

Darauf, dass diese Strecke bei Nutzung 

ö�entlicher Verkehrsmittel ausweislich 

Google Maps durchschnittlich eine Fahrt- 

zeit von ca. 1,5 Stunden (einschließlich Fuß-

wege zur Bushaltestelle sowie Umstiegs- 

und Wartezeiten) aufweist (nach Angaben 

des Klägers zwei Stunden), kommt es 

schon deshalb nicht an, weil der Kläger 

nicht nachvollziehbar dargelegt hat, dass 

er die Strecke, wäre er sie arbeitstäglich 

gefahren, mit ö�entlichen Verkehrsmitteln 

zurückgelegt hat. So hat der Kläger im 

Streitjahr sowohl sämtliche durchgeführ-

ten Fahrten zwischen seinen Wohnungen 

als auch alle Fahrten zwischen seiner 

Wohnung und seiner Arbeitsstätte 

tatsächlich mit dem Pkw zurückgelegt. 

  Ordnungsgemäß geführtes   
  elektronisches Fahrtenbuch:   
  Erfordernis der „äußeren   
  geschlossenen Form“ und   
  „zeitnahe“ Führung  

Das Finanzgericht Düsseldorf hat festge-

stellt, dass ein mit Hilfe eines Computer-

programms erzeugtes Fahrtenbuch nur 

dann eine äußere geschlossene Form auf- 

weist, wenn nachträgliche Veränderungen 

an den zu einem früheren Zeitpunkt einge- 

gebenen Daten nach der Funktionsweise 

des verwendeten Programms technisch 

ausgeschlossen sind oder in ihrer Reich- 

weite in der Datei selbst dokumentiert 

oder o�engelegt werden und bereits bei 

gewöhnlicher Einsichtnahme in das elektro-

nische Fahrtenbuch erkennbar sind. Alle 

erforderlichen Angaben müssen sich dem 

Fahrtenbuch selbst entnehmen lassen; ein 

Verweis auf ergänzende Unterlagen ist nur 

zulässig, wenn der geschlossene Charakter 

der Fahrtenbuchaufzeichnungen dadurch 

nicht beeinträchtigt wird.

Das Finanzgericht führt weiter aus, dass 

eine zeitnahe Führung vorliegt, wenn der 

Nutzer des Fahrzeugs die Eintragungen im 

Anschluss an die betre�enden Fahrten 

vornimmt. Wann die Eintragungen im 

Streitfall konkret erfolgt sind, lässt sich 

hier mangels Vorlage der Protokolldateien 

nicht feststellen. Ob bereits dieser 

Umstand ausreicht, um dem Fahrtenbuch 

die Ordnungsmäßigkeit abzuerkennen, 

bedarf keiner abschließenden Entschei-

dung. Denn die Klägerin hat selbst 

eingeräumt, dass die Eintragungen in das 

elektronische Fahrtenbuch gebündelt - üb-

licherweise nach jedem Tankvorgang - vor-

genommen worden sind und die Fahrten in 

der Zwischenzeit lediglich auf Notizzetteln 

festgehalten werden. Abgesehen davon, 

dass diese Ursprungsaufzeichnungen 

vernichtet wurden und sich infolgedessen 

nicht feststellen lässt, ob die Notizzettel 

alle für eine ordnungsgemäße Fahrten-

buchführung benötigten Angaben (ein- 

schließlich km-Stand am Anfang und Ende 

der Fahrt, Fahrtziel und Fahrtzweck) 

enthielten, wird die gebündelte Eintragung 

der Fahrten mehrerer Tage bzw. sogar 

Wochen nicht den an ein ordnungsgemä-

ßes Fahrtenbuch zu stellenden Anforde-

rungen gerecht. Selbst nach eigenem 

Vortrag der Klägerin erfolgten die Eintra-

gungen nur unregelmäßig, wobei – wenn 

man auf die Daten der Tankvorgänge 

abstellt – zwischen einzelnen Eintragun-

gen auch zwei oder mehr Wochen liegen 

konnten. Bei derartigen Abständen ist 

nicht mehr gewährleistet, dass alle Fahrten 

zutre�end erfasst sind. Dies gilt im Streit- 

fall umso mehr, weil zwischendurch nur 

„Notizzettel“ geführt worden sein sollen 

und bei losen Zetteln stets die Gefahr 

besteht, dass diese verloren gehen (Az. 3 K 

1887/22).

  Kein Anspruch auf Pflegepausch-  
  betrag bei nur geringfügigen   
  Pflegeleistungen  

Ein Sohn besuchte seine pflegebedür�ige 

Mutter (Pflegestufe III) fünfmal im Jahr für 

mehrere Tage in einer Einrichtung des 

betreuten Wohnens und half in dieser Zeit 

bei der Körperpflege, beim An- und Aus- 

ziehen, bei den Mahlzeiten und beim Ver- 

lassen der Wohnung. Außerdem unterstütz-

te er seine Mutter in organisatorischen 

Dingen. Das Finanzamt versagte einen 

Pflegepauschbetrag von 1.100 Euro, weil 

die Pflege nicht über das bei Familienbe-

suchen Übliche hinausgehe.

Das Sächsische Finanzgericht gab dem 

Finanzamt Recht: Für die Inanspruchnah-

me des Pflegepauschbetrages nach § 33b 

Abs. 6 EStG müsse die Pflegedauer 

mindestens 10 % des pflegerischen 

Zeitaufwandes betragen, um einen Abzug 

als außergewöhnliche Belastung zu 

rechtfertigen. Andernfalls könnten in 

vielen Fällen Familienbesuche, die mit 

Hilfeleistungen im Haushalt verbunden 

seien, als außergewöhnliche Belastung 

berücksichtigt werden. Dies sei nicht 

Intention des Gesetzgebers (Az. 2 K 936/23).
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  Zuordnungsentscheidung für   
  Vorsteuerabzug aus dem Erwerb   
  einer Photovoltaikanlage  

Ein Steuerpflichtiger hat seine Entschei-

dung, die Photovoltaikanlage dem 

Unternehmensvermögen zuzuordnen, 

durch die Geltendmachung des Vorsteuer-

abzugs in seiner eingereichten Umsatz-

steuererklärung hinreichend dokumentiert.

So entschied das Finanzgericht Köln (Az. 8 

K 2418/22). Denn die Geltendmachung des 

Vorsteuerabzugs ist ein gewichtiges – und 

auch ausreichendes Indiz – für die Zuord- 

nung eines Gegenstands zum Unterneh-

mensvermögen. Dem steht nicht entgegen, 

dass der Steuerpflichtige keine Umsatz-

steuervoranmeldungen eingereicht hat. 

Eine „zeitnahe“ Dokumentation der Zuord- 

nungsentscheidung liegt vor, wenn diese 

bis zur gesetzlichen Abgabefrist für Steuer- 

erklärungen erfolgt ist. Die für beratene 

Steuerpflichtige maßgebende Abgabefrist 

ist auch für die Dokumentation der 

Zuordnungsentscheidung maßgebend.

  Die Auswirkungen eines   
  „Berliner Testaments“ im   
  Erbscha�steuerrecht  

Das sog. Berliner Testament bezeichnet 

eine testamentarische Regelung, bei der 

Ehegatten sich gegenseitig zu Erben ein- 

setzen und die gemeinsamen Kinder erst 

nach dem Tode des Letztversterbenden 

Erben werden. Diese doch recht verbreitete 

Testiermethode bevorzugt in erster Linie 

�nanziell den jeweiligen Ehepartner und 

verweist Kinder auf die Großzügigkeit des 

zunächst überlebenden Elternteils durch 

evtl. Schenkungen. In vielen Fällen wird 

aber der Fiskus dadurch mit einer höheren 

Erbscha�steuer begünstigt. Wird Vermögen 

innerhalb der engsten Familie vererbt, 

dann werden die den Kindern zustehenden 

Freibeträge (je 400.000 Euro pro Kind) im 

ersten Todesfall nicht genutzt und evtl. 

ergibt sich auch eine höhere Erbscha�-

steuer durch einen höheren Steuersatz.

Beispiel 1:

Unterstellt man in einem Erbfall ein 

Vermögen des Ehemannes von 2 Mio. 

Euro und der Ehefrau von 0,5 Mio. Euro 

sowie Gütertrennung, dann fällt beim 

Tode des Ehemannes eine Erbscha�-

steuer von 19 % auf 1,5 Mio. Euro = 

285.000 Euro an. Beim Versterben der 

Ehefrau und bis auf die Erbscha�steuer-

zahlung unverändertem Vermögen sind  

je Kind dann weitere 19 % auf 707.500 

Euro = 134.425 Euro fällig. Tritt dieser 

Todesfall innerhalb von z. B. 5 Jahren 

nach dem Versterben des Ehemanns  

ein, wird der vom Vater stammende 

Vermögensanteil mehrfach vererbt und 

den Kindern steht eine Ermäßigung  

von 30 % der auf dieses Vermögen ent- 

fallenden Steuer zu = rd. 36.400 Euro  

(§ 27 ErbStG). Damit sind dann für das 

Vererben insgesamt 482.050 Euro zu 

zahlen. 

Beispiel 2:

Bei gleichen Vermögenswerten und der 

gesetzlichen Erbfolge (im ersten Erbfall: 

Ehefrau und Kinder je 1/3) sowie dem  

Versterben des Ehepaares ebenfalls 

innerhalb von 5 Jahren können alle 

Freibeträge ausgenutzt werden und die 

Gesamtsteuer verringert sich auf 

105.000 Euro. Die Steuerbelastung  

kann aber auch dadurch wesentlich 

verringert werden, dass den Kindern  

im ersten Todesfall ein Vermächtnis  

von je 400.000 Euro ausgesetzt wird, 

die Kinder den Pflichtteil nach ihrem 

Vater verlangen, evtl. begrenzt auf die 

Höhe des Freibetrags, oder den 

Kin-dern eine Schenkung vom Vater in 

Höhe von 400.000 Euro gewährt wird.  

In diesen Variationen verringert sich die 

Gesamtsteuer auf 220.000 Euro. Für die 

Geltendmachung des Pflichtteils ist die 

Verjährungsfrist von 3 Jahren gem.  

§ 2332 BGB zu beachten.

Quellen und weitere Informationen:

§ 27 ErbStG / § 2332 BGB

Weitere Informationen enthält die Man- 

danten-Info-Broschüre „Erben und Schen- 

ken“, Art.-Nr. 32460, LEXinform 0411539.

  Beweiswert von Arbeitsunfähig-  
  keitsbescheinigungen  

Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, 

dass der Beweiswert von (Folge-)Arbeits-

unfähigkeitsbescheinigungen erschüttert 

sein kann, wenn der arbeitsunfähige 

Arbeitnehmer nach Zugang der Kündigung 

eine oder mehrere Folgebescheinigungen 

vorlegt, die passgenau die Dauer der Kün- 

digungsfrist umfassen, und er unmittelbar 

nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

eine neue Beschä�igung aufnimmt.

Quellen und weitere Informationen:

Bundesarbeitsgericht, Pressemitteilung 

vom 13.12.2023 zum Urteil 5 AZR 137/23 

vom 13.12.2023, LEXinform 0464890

  Einstufung von Unternehmen in  
  Größenklassen anhand der neuen  
  Schwellenwerte  

Mit einem Änderungsvorschlag vom 

22.12.2023 legt das Bundesjustizminis-

terium (BMJ) dem Bundestag den Entwurf 

eines Gesetzes zur Einführung eines Leit- 

entscheidungsverfahrens beim Bundesge-

richtshof zu dem Gesetzentwurf der Bun- 

desregierung vor. Bemerkenswert an die- 

sem Änderungsvorschlag ist die Begrün-

dung zu Artikel 7 (Änderung des Handels-

gesetzbuchs). Die Schwellenwerte, deren 

Anhebung vorgeschlagen wird, liegen an 

den Übergängen von der Kleinstkapitalge-

sellscha� zur kleinen Kapitalgesellscha� 

(§ 267a Abs. 1 HGB-E), von der kleinen zur 

mittelgroßen Kapitalgesellscha� (§ 267 

Abs. 1 HGB-E) und von der mittelgroßen zur 

großen Kapitalgesellscha� (§ 267 Abs. 2 

HGB-E). Sie betre�en ferner die größenab-

hängige Befreiung eines Mutterunterneh-

mens von der Pflicht zur Aufstellung eines 

Konzernabschlusses und eines Konzernla-

geberichts (§ 293 Abs. 1 Satz 1 HGB-E). 

Neben Kapitalgesellscha�en gelten die 

Schwellenwerte auch für ha�ungsbe-

schränkte Personenhandelsgesellscha�en 

im Sinne des § 264a Abs. 1 HGB und für 

Genossenscha�en (siehe insoweit § 336 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 HGB).
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Die in dieser Mandantenzeitung 

gegebenen Informationen können 

die zugrunde liegenden Sachver-

halte o�mals nur verkürzt wieder-

geben. Wir bitten Sie daher, vor 

Entscheidungen auf der Grund lage 

dieser Informationen, diesbezüg-

lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

Bei der Einstufung von Unternehmen in 

Größenklassen anhand der neuen Schwel-

lenwerte ist stets auf zwei aufeinander 

folgende Geschä�sjahre abzustellen. Dies 

ergibt sich in den Fällen des § 267 Abs. 1 

und 2 und des § 267a HGBE aus der direkt 

bzw. entsprechend geltenden Bestimmung 

des § 267 Abs. 4 HGB und, in den Fällen 

des § 293 Abs. 1 Satz 1 HGB-E, aus dessen 

Wortlaut („am Abschlußstichtag … und am 

vorhergehenden Abschlußstichtag“). Das 

bedeutet, dass bei der Einstufung die 

Bilanzsumme und die Umsatzerlöse nicht 

nur des Geschä�sjahres, um dessen 

Jahres- und Konzernabschlüsse, Lagebe-

richte sowie Konzernlageberichte es geht, 

sondern zumindest auch des Vorjahres zu 

betrachten sind. Entsprechend der Praxis 

bei früheren Anhebungen der Schwellen-

werte werden bei dieser Betrachtung die 

neuen Schwellenwerte rückbezogen. Eine 

Kapitalgesellscha� wäre damit zum 

Abschlussstichtag 31.12.2024 auch dann 

als klein anzusehen, wenn sie zu diesem 

Stichtag und zum 31.12.2023 oder zum 

31.12.2023 und zum 31.12.2022 zwei der 

drei Merkmale des § 267 Abs. 1 HGB-E in 

der geänderten Fassung (Bilanzsumme 

7.500.000 Euro, Umsatzerlöse 15.000.000 

Euro, 50 Arbeitnehmer im Jahresdurch-

schnitt) nicht überschritten hat.

  Regierungsentwurf des Vierten  
  Bürokratieentlastungsgesetzes  
  (BEG IV) mit verö�entlicht  

Im Anschluss an die Sitzung des Bundes-

kabinetts am 13.03.2024 wurde der 

Regierungsentwurf (RegE) des Vierten 

Bürokratieentlastungsgesetzes (BEG IV) 

verö�entlicht. Im Vergleich zum Referen-

tenentwurf (RefE) hat sich das Entlastungs-

potential des Gesetzentwurfs erhöht:

• Für Bürger: 3,7 Mio. Euro  

(bislang 3,5 Mio. Euro).

• Für die Wirtscha�: 944,4 Mio. Euro 

(bislang 682 Mio. Euro).

• Für die Verwaltung: 73,7 Mio. Euro 

(bislang 33,9 Mio. Euro).

Ein Großteil der hinzugekommenen Ent- 

dem Einkommen. Bei Nachwuchs, der 

nach dem 01.04.2024 geboren wird, sinkt 

die Einkommensgrenze auf 200.000 Euro. 

Nach Angaben des Bundesfamilienminis-

teriums ist diese Grenze auch für Alleiner-

ziehende geplant (bisher 250.00 Euro). Ab 

April 2025 soll es eine weitere Senkung 

der Einkommensgrenze für Paare und 

Alleinerziehende auf 175.000 Euro geben.

Das Quali�zierungsgeld ist eine neue 

Förderung, die von Arbeitgebern ab sofort 

für Beschä�igte beantragt werden kann. 

Man erhält es aber frühestens ab dem 

01.04.2024. 

lastungen ist auf sozialversicherungsrecht-

liche Regelungen zurückzuführen. 

Weitere relevante Punkte aus dem RegE 

sind:

• Keine Änderung im Vergleich zum RefE 

bei den Au�ewahrungsfristen (§§ 257 

Abs. 4 HGB-E, § 147 Abs. 3 AO-E, § 14 

Abs. 1 S. 1 UStG-E): weiterhin Reduzie-

rung von 10 auf 8 Jahre für Buchungsbe-

lege und Rechnungen, jedoch weiterhin 

ohne Ausweitung auf andere (steuer-

strafrechtliche) Normen oder zeitlichen 

Gleichlauf aller Au�ewahrungsfristen

• Anhebung der Schwelle monatliche 

UStVA von bislang 7.500 Euro auf 9.000 

Euro zur Entlastung der Unternehmer 

von Bürokratiekosten (§§ 18 Abs. 2, 2a 

UStG-E) ab 01.01.2025

• Änderung bei Erteilung Arbeitszeugnis 

im Vergleich zum RefE: Anstelle der 

vorgesehenen uneingeschränkten 

Streichung des Verbots der Erteilung in 

elektronischer Form, wird nun die 

elektronische Form nur mit Einwilligung 

des Verpflichteten (§ 630 S. 3 BGB-E) 

und des Arbeitnehmers (§ 109 GewO-E) 

zugelassen

• für die Ankündigung eines Arbeitneh-

mers Pflegezeit oder Familienpflegezeit 

nehmen zu wollen, reicht kün�ig die 

Textform (bislang Schri�form mit 

Unterschri�) aus (§ 3 Abs. 3 S.1, 6 

PflegeZG, § 2a Abs. 1 S1., 6 FPflZG)

  Gesetzliche Neuregelungen   
  im April 2024  

Ab April 2024 steigt die vorübergehend auf 

sieben Prozent gesenkte Mehrwertsteuer 

auf Gas und Fernwärme wieder auf die 

normalen 19 Prozent an. Bereits zum 

01.01.2024 war die Strom- und Gaspreis-

bremse weggefallen. 

Bisher lag die Einkommensgrenze, die den 

Anspruch auf Elterngeld begründet, für 

Ehepaare bei 300.000 Euro zu versteuern-
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 

und zur Anmeldung �nden Sie auf unserer Homepage 

www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 

direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Ö�ent-

lichkeitsarbeit:

Telefon: +49 261 94 31 - 0

Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 

Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 

Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 

Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  

Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 

Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

Dienstag, 23. April 2024, 10.00-12.30 Uhr
STEUERN UND SPORT

Referent: René Feldgen, Geschä�sführender Gesellscha�er von DORNBACH Bergisch Gladbach, Leistungssportler und spezialisierter 

Berater im Bereich Sport.

Das Online-Seminar befasst sich mit den typischen Fragestellungen junger Spitzensportler*innen wie z.B.: Muss ich eine Steuererklä-

rung abgeben? Muss ich ein Gewerbe anmelden? Welche Einkun�sart muss ich in meiner Steuererklärung erklären? Ab wann bin ich 

Gewerbetreibender? Wie sind Sponsoringeinnahmen (Geld oder Sachleistungen) zu versteuern? Bin ich umsatzsteuerpflichtig? Wie 

werden Einnahmen von der Sti�ung Deutsche Sporthilfe oder ähnliche Zuwendungen versteuert? Im Rahmen unseres rund 2 1/2 stün-

digen Online-Seminars gibt der Referent Herr Dipl.-Kaufmann René Feldgen, WP/StB – selber begeisterter Triathlet – einen kurzen 

Überblick über die steuerliche Behandlung von Spitzensportlern.

Dienstag, 14. Mai 2024, 14.00-16.30 Uhr
RISIKO SCHEINSELBSTÄNDIGKEIT

Referentin: Dipl.-Krankenkassenbetriebswirtin Melanie Guttmann, Rentenberaterin bei DORNBACH

Das Risiko der „Scheinselbständigkeit“ ist sowohl für Au�raggeber als auch für Au�ragnehmer ein leidiges Thema, das mit emp-

�ndlichen Beitragsnachzahlungen bis hin zu strafrechtlichen Konsequenzen verbunden sein kann. 

Wir geben Ihnen einen Überblick über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung, gewähren Ihnen Einblick in aktuelle Praxis-

beispiele und geben Ihnen Instrumente an die die Hand, wie Sie das Risiko minimieren und gänzlich ausschließen können.

  Weitere Veranstaltungen �nden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


